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Liebe Leserin, lieber Leser,

bei zahlreichen hessischen Oberflächengewäs-
sern und Grundwasserkörpern besteht die Wahr-
scheinlichkeit, dass sie den von der Wasser-
rahmenrichtlinie der EU für das Jahr 2015 ver-
bindlich vorgegebenen „guten Zustand“ nicht er-
reichen. Denkbare Verbesserungsmaßnahmen
betreffen die Gewässerausgestaltung und die
Landnutzung. Besonders bedeutend sind die
Wiederherstellung der Durchgängigkeit der
Flüsse und Bäche, die Schaffung einer natürli-
chen Gewässerstruktur sowie eine Reduzierung
der diffusen Belastungen, insbesondere aus der
Landwirtschaft. Für die Wasserdienstleistungen
wurde unter der Berücksichtigung des Verur-
sacherprinzips der Grundsatz der Deckung der
Kosten aufgestellt.

Die Maßnahmen sind mit finanziellen Aufwen-
dungen verbunden. Nur wenn die Nutzung der
Ressource „Wasser“ auf ökonomisch tragfähigen
Beinen steht, wird es gelingen, den in der Was-
serrahmenrichtlinie geforderten „guten Zustand“
unserer Gewässer zu erreichen und langfristig
zu bewahren. Für die Zielerreichung spielen da-
her über die ökologischen Anforderungen hinaus
die ökonomischen Aspekte eine wichtige Rolle. 

Um die EU-Mitgliedsstaaten nicht finanziell zu
sehr zu belasten, sieht die WRRL vor, dass die
kosteneffizientesten Maßnahmenkombinationen
zum Einsatz kommen. Eine Methodik zur Aus-
wahl dieser Maßnahmenkombinationen gibt es
bislang in der EU nicht. Zur Zeit werden Maß-
nahmenkataloge (Toolbox) zusammengestellt.
Als weiteres gilt es, Verfahren zur Auswahl der
kosteneffizienten Maßnahmenkataloge zu ent-
wickeln. Es gilt darüber hinaus, einige noch offe-
ne ökonomische Fragestellungen, wie die Ein-
beziehung von Umwelt- und Ressourcenkosten
aufzuarbeiten.
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Grundlagen

Die Wasserrahmenrichtlinie, die mit der Novellierung des
hessischen Wassergesetzes in hessisches Recht überführt
wurde, verlangte für jede Flussgebietseinheit bis zum Jahr
2004 eine erste wirtschaftliche Analyse der Wassernut-
zungen. Ziel war die Ermittlung des Kostendeckungsgrads
der Wasserdienstleistungen, damit die Mitgliedstaaten
über die Wasserpreispolitik Anreize für eine effiziente 

Ressourcennutzung entwickeln können. Zu berücksichti-
gen sind hier das Verursacherprinzip sowie die Umwelt-
und Ressourcenkosten. Maßnahmen zur Verbesserung
des Gewässerzustands sowie die ggf. notwendig werden-
den Ausnahmen sollen auch ökonomisch hergeleitet und
begründet werden.
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Umweltkosten

Kosten für Schäden, die die Wasser-
nutzungen für die Umwelt, die Öko-
systeme, die Wirtschaft oder Personen
mit sich bringen, z. B. durch die
Verschlechterung der ökologischen
Qualität von aquatischen Ökosyste-
men durch die Einleitung von
Abwasser oder die Versalzung oder
qualitative Verschlechterung von
Anbauflächen. 

Es handelt sich bei den Umweltkosten
also um die Kosten, die aufgewendet
werden müssen, um den Schaden am
Ökosystem zu beheben.

Ressourcenkosten
Kosten für entgangene Nutzungs-
möglichkeiten für andere Zwecke, die
infolge einer Nutzung der Ressource
über ihre natürliche Wiederherstel-
lungs- oder Erholungsfähigkeit hinaus
entstehen, z. B. durch eine übermäßige
Grundwasserentnahme im Falle des
Hessischen Rieds oder die Erwärmung
von Gewässern durch die Einleitung
von Kühlwasser. Darüber hinaus kön-
nen Ressourcenkosten auch bei einer
Verknappung durch Verschmutzung
entstehen, wenn dadurch eine Knapp-
heit an verfügbarem Wasserdargebot
mit ausreichender Qualität entsteht. 

Am Beispiel des Hessischen Rieds
wären die Ressourcenkosten die
Kosten der Infiltration. Sie entstehen,
um die Folgen der Grundwasserent-
nahme zu kompensieren. 

Abb. 1: Mischwasserentlastung (Foto: IMKE BREMER, HMULV).

Abb. 2: Schluckbrunnen zur Infiltration von Oberflächenwasser 
(Foto: Hessenwasser GmbH & Co. KG).
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Da Vorgaben für die Durchführung in der Richtlinie selbst
weitgehend fehlen, wurde durch eine EU-weite Arbeits-
gruppe das WATECO-Guidance-Document1) erarbeitet.
Darin wurde ein „3-Stufen-Ansatz“ zur Integration wirt-
schaftlicher Überlegungen in den gesamten Umsetzungs-
prozess der Wasserrahmenrichtlinie empfohlen.

In der 1. Stufe war bis Ende 2004 im Zusammenhang mit
der bis dahin abzuschließenden Bestandsaufnahme ein

erster Überblick zu erstellen. In der 2. Stufe sollen bis
2007 die wirtschaftlichen Fragestellungen weiter behan-
delt und entsprechend den jeweiligen Bearbeitungs-
ebenen soweit erforderlich vertieft werden. Eine Zusam-
menstellung der kosteneffizientesten Maßnahmen, die
Erstellung der Maßnahmenprogramme und die Auf-
stellung des Bewirtschaftungsplans sollen in einer engen
Verzahnung zwischen fachlichen und ökonomischen
Aspekten in der 3. Stufe bis 2009 erfolgen.

Bisherige Umsetzung

Die Ersterfassungen der wirtschaftli-
chen Analyse für den Bericht 20042)

beinhalteten folgende Aspekte: 

1. In der allgemeinen Beschreibung
der Flussgebietseinheit und ihrer
wirtschaftlichen Bedeutung wur-
den Daten zu Bevölkerung, Flä-
chennutzung und Wirtschaft
sowie zur wirtschaftlichen Be-
deutung der Wassernutzung und
ihrer Produktivität erhoben. Die
hessischen Industriebetriebe
benötigen rd. 7,3 m3 Wasser pro
1000 E Bruttowertschöpfung.
Das Verhältnis der Wasserent-
nahmen zur
Bruttowertschöpfung der Wirtschaft ist ein Indikator
für die Nutzungseffizienz. Diese liegt in Hessen deut-
lich über dem Bundesdurchschnitt von 85,3 m3

Wasser pro 1000 E Bruttowertschöpfung. Dies ver-
deutlicht, dass der Produktionsfaktor Wasser maßgeb-
lichen Anteil am Erzielen der Wertschöpfung unserer
Wirtschaft hat.

2. Untersucht wurde im Rahmen von Prognosen auf der
Basis von Status quo-, Trend- und Einsparbetrach-
tungen die zu erwartende Wassernutzung im Jahr
2015. Hiernach ist für Hessen mit einer Stagnation
des Wasserverbrauchs bzw. mit einer zurückgehenden
Wassernachfrage zu rechnen. Im Abwasserbereich
wird erwartet, dass die Schadstofffrachten geringfügig
abnehmen werden. Die Entwicklung der diffusen
Einleitungen wurde im Rahmen der ersten wirtschaft-
lichen Analyse nicht untersucht.

3. Die mittleren Wasserkosten (gewichtet) lagen im Jahr
2001 bei rd. 80 E pro Person. Der mittlere Wasser-
preis betrug rd. 2 E pro m3. Die Kostendeckung der
Wasserdienstleistungen erreichte mit einer Spanne
von 84–111 % im Durchschnitt rd. 95 %. Es zeigt sich,
dass im Mittel ein hoher Kostendeckungsgrad erreicht
ist. Die Spanne zeigt jedoch in Einzelfällen noch
Handlungsbedarf auf. Dieser besteht auch bei der
Berücksichtigung der Umwelt- und Ressourcenkosten,
die bislang nur unvollständig erfolgte.

4. Die wasserbezogenen Abgaben sind Teil der internali-
sierte Umwelt- und Ressourcenkosten. Im Jahr 2001
beliefen sie sich auf rd. 150 Mio. E. Nicht erfasst wur-
den z. B. die Naturschutzabgabe, Entschädigungs- und
Ausgleichszahlungen sowie die in Bescheiden durch
Auflagen festgesetzten Vorsorge- und Ausgleichs-
maßnahmen. 
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Weiteres Vorgehen

Hessen untersuchte in den Pilotprojekten Werra, Modau,
Fulda/Eder/Schwalm und Mittlere Lahn/Emsbach Lösungs-
ansätze für die Maßnahmenauswahl und die Begründung
von Ausnahmen. 

Ausnahmen abzuleiten und zu begründen war Zielsetzung
des Pilotprojektes Werra. Den Arbeitsschwerpunkt bilde-
te das Salzabwasser der Kaliindustrie, das die Ziele der
Wasserrahmenrichtlinie in den vorgesehenen Zeiträumen
nicht vollständig erreichen lässt. 

Die Auswahl der geeigneten und kostengünstigen Maß-
nahmen im Rahmen einer Kostenwirksamkeitsanalyse
wurde im Pilotprojekt Modau untersucht. Der Arbeits-
schwerpunkt lag auf der Entwicklung einer allgemeingül-
tigen Methodik zur Aufstellung von kleinräumigen
Bewirtschaftungsplänen.

Einen möglichst hohen Vernetzungsgrad der Lebens-
räume bei minimalem Mitteleinsatz zu erreichen, dieses
Ziel hatte sich das Pilotprojekt Fulda/Eder/Schwalm ge-
setzt. Der Schwerpunkt der Arbeiten lag bei den hydro-
morphologischen Beeinträchtigungen. 

Die Auswahl von wirksamen und gleichzeitig kostengün-
stigen Maßnahmen zur Verbesserung des Gewässer-
zustandes waren die Ziele der Pilotprojekte Mittlere Lahn
und Emsbach. Die Arbeitsschwerpunkte waren der
Ausweisungsprozess der Lahn zum „erheblich veränder-
ten“ Gewässer und im Einzugsgebiet des Emsbaches
Problemstellungen aus den Bereichen morphologische
Veränderungen, Nährstoffe und Pflanzenschutzmittel. 

Die Projekte liefen bis Ende 2006. Die ökonomische
Analyse baute auf den Ergebnissen der Bestandsaufnahme
auf. Daher konnten ökonomische Fragestellungen im
Wesentlichen erst in der zweiten Projektphase bearbeitet
werden. Im Rahmen der weiteren Arbeiten war u. a. das
Handbuch des Umweltbundesamtes zur Auswahl der
kosteneffizientesten Maßnahmenkombinationen 3) auf
Anwendbarkeit zu testen. Die Ergebnisse der Zwischen-
und Endberichte sind im Internet unter www.flussgebie-
te.hessen.de veröffentlicht. Nähere Informationen ent-
hält auch das Faltblatt Nr. 6 „Maßnahmenplanung in
Pilotprojekten 2005/2006“.

Die wesentlichen Probleme unserer Gewässer sind
bekannt:
• fehlende Durchgängigkeit für wandernde Fischarten, 
• veränderte Gewässerstrukturen und 

• stoffliche Einträge in das Grundwasser aus der
Landwirtschaft.

Daher sollen offenkundig erforderliche Maßnahmen
bereits jetzt umgesetzt werden. 

Vor dem Hintergrund des sehr engen Zeitplans ist die
Methodenentwicklung für Verfahren zur Aufstellung der
gegenüber der EU noch allgemein gehaltenen Maßnah-
menprogramme baldmöglichst abzuschließen:
• Bis Ende 2009 müssen das Maßnahmenprogramm auf-

gestellt sowie die Ausnahmen begründet sein,
• bis 2012 muss das Maßnahmenprogramm umgesetzt

sein und 
• bis 2015 bereits die gewünschte Wirkung zeigen.

Lösungsansätze liegen zum Teil bereits vor, z. B. das Hand-
buch zur Auswahl der kosteneffizientesten Maßnahmen-
kombinationen des Umweltbundesamtes. Zu berücksichti-
gen sind die spezifischen Anforderungen Hessens für die
Auswahl kosteneffizienter Maßnahmenkombinationen, die
Prüfung auf Ausnahmetatbestände und die zeitliche und
räumliche Priorisierung der Maßnahmen sowie die Doku-
mentation des Entscheidungsprozesses gegenüber der
Öffentlichkeit und der Europäischen Kommission. Auf die
Anwendung des Verursacherprinzips soll geachtet werden.
Die Auswahlverfahren sollen sich in Bezug auf den Arbeits-
aufwand und die Handhabbarkeit an den Bedürfnissen der
Praxis orientieren. Nach den Leitlinien zur Durchführung
dynamischer Kostenvergleichsrechnungen der Länder-
arbeitsgemeinschaft Wasser 4) stehen hierfür mit der
Kostenvergleichsrechnung, der Kosten-Nutzen-Analyse,
der Nutzwertanalyse, der Kostenwirksamkeitsanalyse und
ihren Kombinationen sowie offenen Bewertungsverfahren
eine Reihe von Verfahren zur Verfügung. Eine Rolle spielen
zumindest die Investitionskosten, die laufenden Kosten
sowie die Reinvestitionskosten.

An der Fortentwicklung von Methoden der ökonomischen
Bewertung, insbesondere zur Abschätzung von Umwelt-
und Ressourcenkosten sowie zur Entscheidung über die
(Un-)Verhältnismäßigkeit von Maßnahmenkosten wird
derzeit auch in einem dreijährigen Forschungsprojekt der
EU-Kommission gearbeitet. 

Darüber hinaus wurden durch die Länderarbeits-
gemeinschaft Wasser zwei Pilotprojekte in Auftrag gege-
ben. Sie befassen sich auch mit ökonomischen Frage-
stellungen aus den Bereichen Nitrat im Grundwasser und
Durchgängigkeit der Wasserläufe. Die Projektergebnisse
sind 2007 zu erwarten.



Die hessische Fachöffentlichkeit wird durch die
Arbeitsgruppe Umweltziele/Umweltökonomie (AG
ECO) in den Umsetzungsprozess eingebunden.

Die fachlichen Maßnahmenplanungen werden bis
März 2006 in einer hessischen Maßnahmentoolbox
zusammengefasst. Sie wird die Grundlage der öko-
nomischen Bewertungen bilden.

Beispielhafte Instrumente für die Umsetzung von
Maßnahmen:

Beispielhafte Betrachtungen

Wasserkraftwerk an der Fulda

Das Wehr unterbricht die Fulda auf ihrer vollen Breite.
Der im Mittel etwa 4 Meter hohe Wehrkörper stellt in lan-
gen Zeiten des Jahres ein für Fische unüberwindbares 

Aufwanderhindernis und daher unter ökologischen
Aspekten eine Schadstruktur dar.
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Verantwortliche

Instrumente

Gewässerschonende • • •
Landbewirtschaftung
Naturschutzrechtliche • • •
Abgabe
Kooperationen zwischen • • • •
Wasser- und Landwirtschaft
Beratung der Landwirte • • • • •
im Gewässerschutz
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Foto: WAGU GmbH, Kassel



Aufgrund der kom-
plizierten örtlichen
Verhältnisse redu-
ziert sich die Zahl
der technisch reali-
sierbaren Umgestal-
tungsvarianten auf
drei, von diesen
wurde der Bau eines
technischen Fisch-
passes unmittelbar
am bzw. im Kraft-
haus als die effizien-
teste Umgestaltungs-
variante identifiziert.

66 Europäische Wasserrahmenrichtlinie

Auswahl der effizientesten Umgestaltungsvariante zur Herstellung der Durchgängigkeit 

Abbildung: oben und unten:
WAGU GmbH, Kassel

•• ••

- -
-- -- -- --

- -
--

-
--

im Gewässer

Bauweise Wehrabriss-
oder umbau

Naturnahes
Umgehungs-

gerinne

Naturnaher
Fischpass

Technischer
Fischpass

Naturnahes
Umgehungs-

gerinne

Naturnaher
Fischpass

Technischer
Fischpass

N
Um

n. b. n. b. n. b. n. b. n. b.

n. b. n. b. n. b. • n. b. n. b. •
n. b. n. b. n. b. n. b. n. b.

n. b. • •
n. b. n. b. n. b. • n. b. n. b. •
n. b. n. b. n. b. n. b. n. b.

n. b. n. b. • n. b. n. b. •

3 Punkte
2 Punkte

• 1 Punkt n. b

Wiederherstellung der Durchgängigkeit
am Wehr 

Investition

Wanderweg

Fischaufstieg in Fließrichtung links
des Wehres

Fischaufstieg integriert in die in
Fließrichtung rechte Wehrhälfte

Einwilligung des
Betreibers

Summe:

Lage

Hochwassersicherheit

Flächenbedarf

Funktionalität

Landschaftsbild

Unterhaltung

0 0 6 0 0 60

••
•••



77 H e s s i s c h e s  L a n d e s a m t  f ü r  U m w e l t  u n d  G e o l o g i e

Ulfe

Vernetzungspotenzial
gering
mäßig
hoch
sehr hoch
Wasserkörpergrenzen
Gewässer

Fulda/Bad Hersfeld

Schwalm/Röllshausen

obere Efze

untere Elbe

Wilde untere Eder

untere Schwalm

Bauna
Losse

Wahle-
bach

Fulda/Rotenburg

N

0 5 10 20 km

••

••

••
••

-- -- -- -- --

-
--

er Naturnahes
Umgehungs-

gerinne

Naturnaher
Fischpass

Technischer
Fischpass

Naturnahes
Umgehungs-

gerinne

Naturnaher
Fischpass

Technischer
Fischpass

n. b. n. b. n. b. n. b. n. b.

n. b. n. b. • n. b. n. b. n. b.

n. b. n. b. n. b. n. b. n. b.

•
n. b. n. b. • n. b. n. b. n. b.

n. b. n. b. n. b. n. b. n. b.

n. b. n. b. n. b. n. b. n. b.

0 Punkte
Ausschlusskriterium

n. b. nichtbewertungsrelevant, da diese Variante durch andere Parameter ausgeschlossen wird

Fischaufstieg in Fließrichtung
rechts des Krafthauses

Wiederherstellung der Durchgängigkeit
am Krafthaus

Fischaufstieg in Fließrichtung
links am Krafthaus

0000 0 11

Betriebswirtschaftliche und volkswirtschaftli-
che Betrachtung am Beispiel eines techni-
schen Fischpasses an einem Wasserkraftwerk

Für den Betrieb eines technischen Fischpasses wird
Wasser benötigt, das für die Energieerzeugung in der
Wasserkraftanlage nicht mehr zur Verfügung steht. Den
finanziellen Einbußen steht eine höhere Vergütung des
erzeugten Stroms gegenüber. Für moderne Anlagen
wird nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz eine um 2
Cent/KWh höhere Vergütung gewährt. 

Die Fulda weist ein sehr hohes Vernetzungspotenzial
auf.

Abhängig von den jeweiligen Randbedingungen des be-
trachteten Gewässersystems können Priorisierungs-
kriterien unterschiedlich gewichtet werden. Dient ein
Wasserkörper oder eine Wasserkörpergruppe beispiels-
weise als Laich- und Aufwuchshabitat für Fischarten,
für die aufgrund ihres Lebenszyklus eine regionale bzw.
lokale Vernetzung der Fließgewässer von vorrangiger
Bedeutung für den Aufbau bzw. den Erhalt ihrer Popu-
lation ist, so können Kriterien wie z.B. „Vernetzung von
Gewässerabschnitten, die die morphologischen Min-
destanforderungen erfüllen“ und „Vernetzung von Ge-
wässerabschnitten, die die morphologischen Mindest-
anforderungen erfüllen pro Kostenaufwand“ stärker
gewichtet werden. Dienen sie hingegen überwiegend
der überregionalen Vernetzung von Wanderkorridoren,
so wären Kriterien wie z.B. „Vernetzung von Gewäs-
serstrecken“, „Vernetzung von Gewässerstrecken pro
Kostenaufwand“ und „Lage des Wasserkörpers im Ge-
wässersystem“ entsprechend zu gewichten.



Internet Bearbeitung auf EU-Ebene: www.forum.europa.eu.int

Bearbeitung in Deutschland: www.wasserblick.net

Hessische Projekthomepage: www.flussgebiete.hessen.de
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